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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

26.06.1985 

Geschäftszahl 

85/09/0056 

Rechtssatz 

Der Beamte, der einen Antrag auf Leistungsfeststellung stellt, will er nicht einen von vornherein aussichtslosen 
Antrag stellen, ist ungeachtet der bestehenden amtswegigen Ermittlungspflicht verpflichtet, alle seine positiven 
Leistungen hervorzuheben, die ihm geeignet erscheinen, die angestrebte Leistungsfeststellung zu rechtfertigen. 


